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Der Oberste Gerichtshof
hat in einer sehr beachte-
ten und viel diskutierten
Entscheidung 39 Klau-
seln in einem Standard-
mietvertrag als rechts-
widrig bzw. gröblich
benachteiligend qualifi-
ziert. Durch diese rich-
tungsweisende Entschei-
dung ist der Vertragser-
richter von Mietverträgen
angehalten, die in „übli-
chen“ Mietverträgen ver-
wendeten Klauseln zu
überdenken.

Das Urteil wurde durch eine
Verbandsklage der Arbeiter-
kammer gegen eine Haus-
verwaltung erwirkt. Laut
Oberstem Gerichtshof ver-
stoßen 39 (von 40!) Stan-
dard-Mietvertragsklauseln
dieser Hausverwaltung ins-
besondere gegen das Konsu-
m e n t e n s c h u t z g e s e t z
(KSchG), aber auch teilwei-
se gegen das Mietrechtsge-
setz (MRG) oder das ABGB. 

Das Urteil bezieht sich auf
Mietverhältnisse im Unter-
nehmer-Verbraucher-Be-
reich, somit auf die in Miet-
verträgen zwischen kommer-
ziellen Vermietern und Kon-
sumenten verwendeten Klau-
seln (als Richtschnur für
kommerzielle Vermietung
gilt die Vermietung von
mehr als 5 Mietobjekten).
Der OGH nimmt nicht Stel-
lung zu Verträgen zwischen
zwei Unternehmern oder
zwischen zwei Verbrau-
chern. Darüber hinaus be-
trifft der geprüfte Mietver-
trag ein Mietverhältnis, das
dem MRG nur teilweise un-
terliegt (§ 1 Abs 4 MRG).

Die Entscheidung ist daher
auch nur bedingt auf Miet-
verträge anwendbar, die
dem MRG zur Gänze unter-
liegen. Dennoch hat der
OGH bei der Prüfung eini-
ger Klauseln auch ausge-
sagt, dass diese gegen § 879
Abs 3 ABGB oder gegen das
MRG verstoßen. Diese Be-
stimmungen sind daher auch
über den Anwendungsbe-
reich Unternehmer-Verbrau-
cher hinaus von Interesse.

Die ungültigen Klauseln –
eine Auswahl

Der OGH hat die Überwäl-
zung der gesetzlichen Erhal-
tungspflichten des Vermie-
ters (z.B. Gerätereparatur,
Ausmalen etc.) auf den Mie-
ter als unzulässig qualifi-
ziert. Der OGH geht davon
aus, dass die Pflicht des Ver-
mieters zur Erhaltung des
Mietgegenstandes eine Ge-
währleistungspflicht dar-
stellt. Ob diese Ungültig-
keit auch Mietverträge im
Vollanwendungsbereich des
MRG oder bei Nicht-Ver-
brauchergeschäften betrifft,
bleibt in der Entscheidung
offen.

Bei Mietverträgen, die dem
Teilanwendungsbereich des
MRG unterliegen, gibt es
keine gesetzlich zwingende
Regelung, welche Posten dem
Mieter als Betriebskosten
vorgeschrieben werden dür-
fen. Die Mieter wurden 
im geprüften Mietvertrag
vertraglich dazu verpflich-
tet, all jene Kosten als Be-
triebskosten zu leisten, „die
für den ordnungsgemäßen
Betrieb der Liegenschaft er-

forderlich sind“. Diese Re-
gelung wurde als intranspa-
rent im Sinne des KSchG
qualifiziert, weil für den
Mieter nicht ersichtlich wä-
re, mit welchen Kosten er
konfrontiert wird. Hier be-
darf es einer entsprechenden
Konkretisierung.

Auch die Regelung, dass bei
zeitweisem Ausfall von
technischen Anlagen, z.B.
Strom- oder Wasserzufuhr
bzw. Leitungsgebrechen,
der Mieter nicht berechtigt
ist, Ansprüche gegen den
Vermieter geltend zu ma-
chen, wurde seitens des
OGH als unzulässiger Ge-
währleistungsausschluss ge-
sehen. Der OGH sieht darin
auch einen Verstoß gegen 
§ 1096 ABGB, weshalb die-
se Klausel auch außerhalb
des Verbrauchergeschäfts
von einer Nichtigkeit be-
droht sein kann. 

Weiters wurde jene Klausel
„gekippt“, wonach der Mie-
ter bei Beendigung des
Mietverhältnisses den Miet-
gegenstand wie bei Mietbe-
ginn übernommen, jeden-
falls neu ausgemalt, zurück-
zustellen hat. Der OGH hat
diese Bestimmung als ge-
setzwidrig qualifiziert, weil
der Mieter den Mietzins für
den Gebrauch des Mietge-
genstandes und die damit
einhergehende normale Ab-
nutzung bezahle. Der ge-

prüfte Vertrag verpflichtet
den Mieter, für alle Schäden
am Mietgegenstand einzu-
stehen, die durch ihn oder
seine Angehörigen oder Be-
sucher verursacht wurden.
Dies führt auch zu einer
Haftung des Mieters für
Schäden, an denen ihn kein
Verschulden trifft. Der OGH
wertet diese Klausel als
gröblich benachteiligend im
Sinne des § 879 Abs 3
ABGB.

Daneben wurde noch eine
ganze Reihe von Standard-
klauseln im geprüften Ver-
trag als gesetzwidrig qua-
lifiziert. Es wird für (kom-
merzielle) Vermieter und de-
ren Vertragserrichter jeden-
falls notwendig sein, die
verwendeten Mietvertrags-
muster einer Überprüfung
zu unterziehen und die ent-
sprechenden Anpassungen
vorzunehmen.

Liegenschafts-Experte Dr. Bern-
hard Steindl, HASCH & PARTNER
Anwaltsgesellschaft mbH, rät kom-
merziellen Vermietern, ihre Miet-
verträge einer Überprüfung zu un-
terziehen.
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